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Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Delegierten Verordnung der 
Kommission vom 21. Dezember 2021 zur Änderung des Anhangs der Verordnung (EU) 
2021/953 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des 
Anerkennungszeitraums von Impfzertifikaten, die im Format des digitalen COVID-
Zertifikats der EU ausgestellt werden und den Abschluss der ersten Impfserie 
bescheinigen
(C(2021)9920 – 2021/3056(DEA))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung der Kommission (C(2021)9920),

– gestützt auf Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– gestützt auf die Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2021 über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und 
Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen 
und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-
Zertifikat der EU) mit der Zielsetzung der Erleichterung der Freizügigkeit während der 
COVID-19-Pandemie, insbesondere auf Artikel 12,

– gestützt auf Artikel 111 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass der Zweck der Verordnung (EU) 2021/953 darin besteht, die 
Freizügigkeit während der COVID-19-Pandemie zu erleichtern und gleichzeitig für ein 
hohes Niveau des Schutzes der öffentlichen Gesundheit zu sorgen; in der Erwägung, 
dass dies unter Berücksichtigung der Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der 
Nichtdiskriminierung erreicht werden muss; in der Erwägung, dass in der Verordnung 
erklärt wird, dass das digitale COVID-Zertifikat der EU nicht genutzt werden sollte, um 
die Annahme von Beschränkungen der Freizügigkeit oder Beschränkungen anderer 
Grundrechte infolge der COVID-19-Pandemie zu erleichtern oder zu fördern, zumal 
diese negative Auswirkungen auf Unionsbürger und Unternehmen haben;

B. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten über das digitale COVID-Zertifikat der EU 
Informationen erhalten sollen, damit die Freizügigkeit zwischen den EU-
Mitgliedstaaten erleichtert wird, wenn Beschränkungen an den Grenzen gelten;

C. in der Erwägung, dass das digitale COVID-Zertifikat der EU – entgegen dem Ziel der 
Verordnung (EU) 2021/953 – derzeit von vielen nationalen, regionalen und lokalen 
Behörden in den Mitgliedstaaten sowie von den Organen der EU zur Beschränkung von 
Grundrechten genutzt wird, um Unionsbürger zu zwingen, sich impfen zu lassen; in der 
Erwägung, dass diese Absicht mit dem delegierten Rechtsakt verfolgt wird und dass 
somit der Anwendungsbereich der Verordnung erweitert wird; in der Erwägung, dass 
diese Verwendung des digitalen COVID-Zertifikats der EU im Widerspruch zu der 
Einigung steht, die das Europäische Parlament und der Rat erzielt haben;

1. erhebt Einwände gegen die Delegierte Verordnung der Kommission;
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2. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission zu übermitteln und 
sie darauf hinzuweisen, dass die Delegierte Verordnung nicht in Kraft treten kann;

3. fordert die Kommission auf, keinen neuen delegierten Rechtsakt vorzulegen, sofern 
damit nicht tatsächlich zur Erleichterung der Freizügigkeit beigetragen wird, da darin 
das einzige Ziel der Verordnung besteht; fordert die Kommission ferner auf, die 
Regierungen der Mitgliedstaaten nachdrücklich aufzufordern, den Anwendungsbereich 
der Verordnung zu beachten, oder andernfalls das Ende ihrer Geltungsdauer 
vorzuschlagen;

4. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat sowie den Regierungen und 
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


